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Wenn Menschen kommunizieren, tauschen sie Informatio-
nen aus und verständigen sich „mithilfe von Sprache oder 
Zeichen“ (vgl. Duden 2019). Bei der Risikokommunikation 
geht es dabei um Wissensinhalte zu und Wahrnehmung von 
Risiken sowie um Einstellungen und Verhaltensweisen im 
Umgang mit Risiken (Edwards/Bastian 2001: 147). Darüber 
definieren sich die Kommunikationsaufgaben. Dies gilt auch 
im Kontext der räumlichen Planung, die sich zunehmend mit 
Natur- und Technikgefahren befasst. „Informieren, Beteiligen 
und Kooperieren“ als wesentliche Kommunikationsaufgaben 
in Planungsprozessen (Bischoff et al. 2005) reichen dabei 
nicht aus. Ziele der Risikokommunikation bestehen ebenso 
darin, Einstellungen gegenüber Risiken zu verändern, die 
Umsetzung von Vorsorgemaßnahmen zu vertreten, Verhal-
tensänderungen herbeizuführen und Impulse zur Eigenvor-
sorge zu setzen (Covello 1991; Fischhoff 1995). 

Risikokommunikation stellt eine komplexe Herausforde-
rung dar, da bereits der zentrale Gegenstand – der Risiko-
begriff selbst – durch unterschiedliche Schulen geprägt ist 
und differenziert betrachtet werden muss (vgl. Marti 2016; 
Steffensen et al. 2009; Bechmann/Stehr 2000): „Die unter-
schiedlichen Definitionen gründen teilweise auf divergie-
renden Risikowahrnehmungen und -bewertungen einzelner 
Akteure sowie auf den historisch gewachsenen, vielfältigen 
Verständnissen in den verschiedenen Fachdisziplinen“ (Mar-
ti 2016: 9). Risikokommunikation setzt daher bereits bei der 
Klärung an, wie Risiko in welchem Kontext verstanden wird.

Der Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung Globale 
Umweltveränderungen unterscheidet zwischen sechs Ri-
sikotypen (WBGU 1999: 58 ff. in Marti 2016); dazu gehören 
unter anderem

n	der Risikotyp „Damokles“: Hier ist der Eintritt eines Scha-
dens als sehr unwahrscheinlich einzuschätzen, dieser 
besitzt jedoch ein großes Schadensausmaß. Ein Beispiel 
dafür sind Technikrisiken wie die Kernkraft. 

Was ist Risikokommunikation?

n	der Risikotyp „Zyklop“: Er ist wie bei Erdbebenrisiken in 
Bezug auf das Schadensausmaß bestimmbar, jedoch 
bestehen große Unsicherheiten über die Eintrittswahr-
scheinlichkeit. 

n	der Risikotyp „Kassandra“: Er steht für einen Typ, bei dem 
die Latenzzeit bis zum Eintritt des Schadens sehr lange 
ist (z. B. beim Klimawandel oder der Grundwasserver-
schmutzung). Daher wird eine rechtzeitige Reaktion zur 
Risikominimierung unwahrscheinlicher. 

Die Risikokommunikation sollte daher auf die unterschied-
lichen Risikotypen abgestimmt werden. Es geht darum, das 
Verständnis für Risikoarten und Maßnahmen wie auch für 
individuelle oder institutionelle Verhaltensänderungen zur 
Risikominimierung zu fördern. 

Laut BBK ist Risiko die „Kombination aus der Eintrittswahr-
scheinlichkeit eines Ereignisses und dessen negativen Fol-
gen“ (BBK 2019: 45). Allerdings lassen sich viele raumbedeut-
same Risiken in der räumlichen Planung auch mit objektiven 
Risikodefinitionen letztlich nicht eindeutig bemessen oder 
quantifizieren. Es bleiben somit viele Unsicherheiten, sowohl 
in Bezug auf die Bestimmung und Bewertung von Risiken 
als auch hinsichtlich angemessener Vorsorgemaßnahmen. 
Unsicherheiten werden heute zunehmend offen und trans-
parent kommuniziert – etwa im Kontext des Klimawandels. 
Hier werden Unsicherheiten von Modellsimulationen bei-
spielsweise hinsichtlich einer Einschätzung der zukünftigen 
thermischen Belastung explizit angesprochen (Mastrandre 
et al. 2010).

Damit hängt Risikokommunikation in erheblichem Maße 
vom betrachteten Risiko, den erwartbaren Schadenspoten-
zialen sowie den vielfältigen Unsicherheiten im Umgang mit 
den jeweiligen Risiken ab.
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Das Transmissionsmodell nach Shannon/Weaver (1949) 
zählt zu den frühen Encoder-/Decoder-Modellen. Es zeigt, 
wie sich Nachrichten über Sprache oder Zeichen ver- und 
entschlüsseln lassen, wie sie am besten ausgetauscht wer-
den und welche Störungen auftreten können. Watzlawick 
(2000) geht dabei davon aus, dass Kommunikation nicht nur 
sachorientiert erfolgt, sondern interessengeleitet ist. Kom-
munikationsstörungen beruhen meist auf (unbewussten) 
Regelverstößen: Gerade die Kommunikationsregel, dass jede 
Nachricht einen Inhalts- und einen Beziehungsaspekt be-
sitzt, wird oftmals weder vom Sender noch vom Empfänger 
reflektiert. Über Metakommunikation rücken diese Axiome 
stärker ins Bewusstsein. 

Grundsätzlich wird auf die Interdependenz der Kommuni-
kation verwiesen, also auf eine gegenseitige Abhängigkeit 
und Beeinflussung (auch Kontrolle) der Sender- und Emp-
fängerwelt, die häufig zu Kommunikationsstörungen führt. 
Watzlawick differenziert zudem zwischen symmetrischer 
Kommunikation (auf Augenhöhe) und komplementärer 
Kommunikation (Hierarchie/Machtgefälle). Ein wichtiger As-
pekt bei der Kommunikation in der räumlichen Planung ist, 
dass Personen Rollen im Organisationsumfeld und innerhalb 
der Institutionen einnehmen. Die Rollen definieren daher 
primär die Beziehungsaspekte zwischen den Akteuren.

Schulz von Thun (2000) beschreibt die vier Seiten einer 
Nachricht, die aufzeigen, wie komplex sich das Kommunika-
tionsgeschehen zwischen Sender und Empfänger darstellt: 
Eine Nachricht besteht demnach aus 
	n einem Sachinhalt (Worüber informiere ich? Worüber 

werde ich informiert?), 
	n der Selbstoffenbarung (Was zeige ich von mir? Was zeigt 

die Person von sich?), 
	n dem Beziehungsaspekt (In welchem Verhältnis stehen 

wir zueinander?) und 
	n dem Appell (Was sollst du tun, denken, fühlen? Was soll 

ich tun?). 

Das Kommunikationsmodell nach Hargie (2013) greift diese 
Kommunikationsaspekte mit auf und hebt wie auch Watz-
lawick (2000) den Person-Situation-Kontext hervor. Das Wis-
sen und die Vorerfahrung der Person, das Selbstkonzept und 
die Persönlichkeit bilden konstituierende Merkmale bei der 
Wahrnehmung, der Übermittlung von Botschaften und dem 
daraus entstehenden Feedback in der Kommunikation. 

Das intentionale Kommunikationsmodell von Grice (1975; 
1993) zielt darauf ab, Kommunikation auf Kooperation aus-
zurichten. Unabhängig von sonstigen Zielen der Personen 
dient Kommunikation hier der optimalen Verständigung 
zwischen Sender und Empfänger. Dabei sollen vier Maxime 
befolgt werden:

n	Die Maxime der Quantität zielt im Kern darauf ab, die not-
wendigen Informationen so gut als möglich darzubieten, 
also nicht zu wenig und nicht zu viel mitzuteilen. 

n	Die Maxime der Qualität verweist darauf, „wahre“ und/
oder gut begründete Informationen zu präsentieren. 

n	Die Maxime der Relevanz dient dazu, nichts Irrelevantes 
oder Nebensächliches zu transportieren. 

n	Die Maxime der Klarheit appelliert, eine klare Sprache zu 
verwenden, sich an logische und zeitliche Folgen zu hal-
ten, Mehrdeutigkeit und Weitschweifigkeit zu vermeiden.

Diese grundlegenden Aspekte zwischenmenschlicher Kom-
munikation können helfen, Risikokommunikation im All-
tagshandeln und der Planungspraxis besser zu verstehen 
und zu optimieren. 

Zwischenmenschlich läuft die Risikokommunikation 
nach den allgemeinen Kommunikationsregeln ab

 Foto: Dirk Michler, Saarbrücken
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Risikokommunikation ist ein sozialer Prozess, den viele Rah-
menbedingungen beeinflussen. Institutionelle Kommunika-
tion verfolgt dabei gesellschaftliche Zwecke. Sie ist in der 
Regel sehr stark formalisiert und wird häufig durch gesetzli-
che Grundlagen und Vorschriften bestimmt (Ehlich/Rehbein 
1980; Porilla/Ten Thije 2007; Becker-Mrotzek 2001). Die Idee 
der Verwaltungseinheit führt dazu, dass einheitliche und ab-
gestimmte Positionen und Meinungen nach außen präsen-
tiert werden: Behördenmitarbeiter agieren als Agenten der 
Institution; sprachlich orientiert sich die Kommunikation an 
Sachverhalten (Herzberger 2013). Formelle Kommunikation 
wird in der Regel dokumentiert. Institutionelle Kommunika-
tion verfolgt dabei spezifische Ziele und ist funktional in den 
institutionellen Handlungszusammenhang eingebunden 
(Becker-Mrotzek 2001). 

Die Kommunikation zwischen den behördlichen Agenten 
und den Bürgern als Klienten verläuft häufig asymmetrisch, 
also im Sinne Watzlawicks komplementär und nicht auf Au-
genhöhe. Durch Ungleichheiten in Bezug auf Wissen, Macht 
und Professionalität der Akteure kommt es oftmals zu einer 
asymmetrischen Experten-Laien-Kommunikation (vgl. Be-
cker-Mrotzek 2001; Wodak 1987; Herzberger 2013), die vie-
le Situationen der Risikokommunikation kennzeichnet. Seit 
den 1990er-Jahren werden die Wissensdefizite, Verständi-
gungsprobleme und Kommunikationsstörungen zwischen 
Behörden, Wissenschaft und Laien verstärkt thematisiert. 
Risikowahrnehmung, Risikoakzeptanz und Vertrauen sowie 
unterschiedliche Urteilsheuristiken stehen dabei im Fokus 
der Diskussion (Marti 2016). 

Eine besondere Rolle spielt in diesem Kontext die medien-
vermittelte Kommunikation. Die Interdependenz von Sen-
der und Empfänger, die bereits für die zwischenmenschliche 
Kommunikation beschrieben wurde, gilt hier entsprechend. 
Das ARENA-Modell besagt, „dass verschiedene Interessen-
gruppen über Risiken unterschiedlicher Meinung sind und 
diese jeweils anders konstruierten Risikovorstellungen mit-
tels medienvermittelter Kommunikation in der Öffentlichkeit 
als für alle Gruppen mehr oder weniger zugängliche Arena 

diskutiert und ausgehandelt werden. Den Medien kommen 
dabei vielfältige Funktionen zu: Sie fungieren nicht nur als 
neutrale Informationsvermittler […], sondern üben auch 
Frühwarn-, Kontroll- sowie Kritikfunktionen aus und stel-
len eine Plattform bzw. ein Forum für die verschiedensten 
gesellschaftlichen Ansichten bereit“ (Bonfadelli 2000: 265 
zitiert in Epp et al. 2008: 38). Die medienvermittelte Risiko-
kommunikation kann Wahrnehmungsphänomene und Heu-
ristiken von Individuen erheblich beeinflussen (Marti 2016; 
Renner 2014). Risiken werden hier meist in Entscheidungs-
zusammenhängen präsentiert (Schütz/Peters 2002). Dabei 
geht es häufig um die ungleich empfundene Verteilung von 
Chancen und Risiken infolge politisch-administrativer Regu-
lation – etwa bei der Standortsuche risikoreicher Großanla-
gen. Kern der Streitfrage lautet dabei häufig: Wie sicher ist 
sicher genug (Steffensen 2009)?

Renn et al. (2005) formulieren Leitlinien für die behördliche 
Risikokommunikation und differenzieren dabei zwischen der 
horizontalen Risikokommunikation innerhalb eines behörd-
lichen Regulierungsprozesses und der vertikalen Risikokom-
munikation mit Entscheidungsträgern anderer (Planungs-)
Ebenen, wissenschaftlichen Experten, zivilgesellschaftlicher 
Institutionen und der allgemeinen Öffentlichkeit. Die Auto-
ren empfehlen, die Risikokommunikation organisatorisch in 
den zuständigen Behörden zu verankern. Neben der kom-
munikativen Begleitung des Abschätzens, Bewertens und 
Managens von Risiken liegt eine kommunikative Aufgabe 
darin, kollektive Steuerungsformen in der Risikovorsorge 
und -bewältigung zu entwickeln. Wichtig dafür sind infor-
mationsbasierte, dialogbasierte und beteiligungsorientierte 
Kommunikationsinstrumente (zur Orientierung, Selbstver-
pflichtung, Entscheidung).

Mechanismen der Kommunikation und Koordinierung in 
der institutionellen Kommunikation der Behörden sind da-
rüber hinaus Weisungen, die Entwicklung von Standards bei 
Arbeits- und Abstimmungsprozessen oder die Entwicklung 
von Zielvereinbarungen über risikorelevante Themen (Abel 
2015).

Für die Risikokommunikation in und zwischen Organisationen 
kommen weitere Rahmenbedingungen ins Spiel
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Ziel des Risikomanagements in der räumlichen Planung ist, 
raumplanerisch relevante Risiken zu minimieren und zu ver-
meiden sowie Maßnahmen zur Anpassung an die Folgen 
von Schadensereignissen zu erarbeiten (agl/prc 2015). In 
diesem Kontext lassen sich Ziele der Risikokommunikation 
formulieren, die an unterschiedliche Funktionen gebunden 
sind (agl/prc 2015: 18):

Organisation und Aufgaben von Risikokommunikation in 
der räumlichen Planung hängen dabei stark von der Zustän-
digkeit der Behörde im Risiko-Governance-Prozess ab. So 
können die Träger der Regionalplanung verschiedene Teil-
aufgaben im Kontext des Risikomanagements wahrnehmen, 
die zentral mit Kommunikationsaufgaben verbunden sind. 
Dazu gehören beispielsweise:

n	Die Identifikation raumrelevanter Risken und die Erarbei-
tung regionaler Risikoprofile sowie deren Kommunika-
tion nach innen und außen. Klärungsprozesse zum Ver-
ständnis der Risiken und zur Evidenzgrundlage zu deren 
Beschreibung sind hier notwendig. 

n	Die Risikobewertung gehört zu den behördlichen Kern-
aufgaben, da sich hieraus auch Entscheidungen für und 
innerhalb behördlicher Verfahren ableiten. In erster Li-
nie wird auf fachgesetzliche Grundlagen zurückgegrif-
fen. In vielen Fällen sind diese jedoch nicht vorhanden. 
Demnach müssen Risikobewertungen auf fundierten 
Grundlagen im Einzelfall begründet und transparent ab-
geleitet werden. Hier ergeben sich oftmals Konflikte, da 
unterschiedliche Interessen zu unterschiedlichen Bewer-

Risikokommunikation ist eine zentrale Aufgabe  
der räumlichen Risikovorsorge

n	Informationsvermittlungsfunktion: Unterschiedliche Ad-
ressaten und Zielgruppen erhalten behördlich vorliegen-
de Informationen (etwa einen Gefahrenzonenplan), um 
ihren Wissensstand und ihre Kompetenzen zu verbessern. 
Teilweise ist eine Pflicht zur Konsultation gesetzlich veran-
kert, etwa nach Art. 6 SUP-RL, Art. 10 (1) HWRM-RL.

n	Informationsgewinnungsfunktion: Die Datenbeschaffung 
und -aufbereitung zu risikorelevanten Themen gehören zu 
den Kernaufgaben der Risikokommunikation. Häufig liegt 
auch bei der Bevölkerung lokales Wissen über vergangene 
Ereignisse (z. B. Hochwasser) vor, das den Behörden nicht 
bekannt ist und die Qualität der Risikoanalyse verbessern 
kann.

n	Koordinationsfunktion: In einem Risiko-Governance-Pro-
zess müssen relevante Akteure koordiniert werden. Ein 
Beispiel ist die Koordination von Hilfskräften im Kata-
strophenfall durch die zuständige Katastrophenschutzbe-
hörde. Instrumentell kann auch der Gefahrenzonenplan 
gemäß Art. 10 (2) HWRM-RL zur Abstimmung zwischen 
Akteuren beitragen. Die Wahrnehmung der unterschied- 
lichen Koordinationsaufgaben muss geklärt und die 
Risiko kommunikation darauf ausgerichtet werden.

n	Rechtsschutzfunktion: Im Fall von rechtsverbindlichen 
Festlegungen ist den Betroffenen aufgrund des Rechts-
staatsprinzips Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 
Hier können die Unterstützung und Beratung von Betrof-
fenen hilfreich sein und diese gegebenenfalls erst in die 
Lage versetzen, ihre Rechte wahrzunehmen.

n	Akzeptanzsteigerungsfunktion: Vermittelte Informatio-
nen können das Verständnis für behördliche Maßnahmen 
steigern. Akzeptanz zielt dabei nicht unbedingt auf den 
Konsens zu einem Ergebnis beziehungsweise Sachverhalt. 
Auch ein Verfahrenskonsens, der bei einem risikobehafte-
ten Thema für eine transparente Beteiligung und Entschei-
dungen sorgt, kann die Akzeptanz steigern – selbst wenn 
kein gemein samer Ergebniskonsens mit allen Beteiligten 
erzielt wurde.

n	Vertrauensbildungsfunktion: Der Beziehungsaspekt der 
Kommunikation lässt sich dazu nutzen, Kompetenz und 
Vertrauen aufzubauen. Vertrauen ist dabei eine wichtige 
Grundlage, um die vorgenannten Kommunikationsfunk-
tionen auszufüllen.

Funktionen in der Risikokommunikation

Quelle: nach agl/prc 2015: 18



79Informationen zur Raumentwicklung n Heft 4/2019

tungsmaßstäben führen. Konfliktmanagement ist eine 
Kernaufgabe der Risikokommunikation. Bei kollektiv zu 
steuernden Risiken ist daher auch die jeweilige Rolle der 
Institution (hier Regionalplanung) im Verhältnis zu ande-
ren Behörden (z. B. Fachplanung) zu klären.

n	Die Frage nach der Risikotoleranz ist per se normativ und 
diskursiv angelegt: Welche Risiken können, wollen oder 
sollen Gesellschaften tragen? Wie sehen Kosten-Nut-
zen-Bilanzen beim technischen Risikoschutz gegenüber 
alternativen Lösungen, beispielsweise dem Siedlungs-
rückzug, aus? Bezogen auf die Zumutbarkeit von Risiken 
weisen Bechmann/Stehr (2000) auf das räumliche und/
oder zeitliche Auseinanderfallen von Risiken und Nut-
zen hin, das sich für die Entscheider (die Behörde) ergibt. 
Trotz aller Komplexität: Akzeptanz und Zumutbarkeit be-
dürfen eines gesellschaftlichen Konsenses. 

n	Die Risikobewältigung hängt von den Kompetenzberei-
chen der Behörden ab. Die Regionalplanung kann auf 
raumordnerische Instrumente und Planfestlegungen 

zurückgreifen. Diese textliche und zeichnerische Form 
ist Bestandteil der formellen Risikokommunikation. Risi-
kovermeidung und Minimierungsstrategie können über 
Raumkategorien und die Allokation von Raumnutzungen 
erfolgen. Instrumente wie Planungshinweiskarten dienen 
darüber hinaus der horizontalen Kommunikation für an-
dere Plan- und Prüfverfahren auf regionaler Ebene be-
ziehungsweise der Fachplanungen sowie der vertikalen 
Kommunikation mit der kommunalen Bauleitplanung. 
Über informelle, oftmals dialogisch angelegte Verfahren 
lassen sich die Themen der Risikokommunikation adres-
satengerecht an spezifische Akteure vermitteln.

n	Für die Risikoevaluation und das Monitoring braucht es 
festgelegte Indikatoren und fach- und sektorenübergrei-
fend verfügbare Datenbestände – angesichts der unter-
schiedlichen Kompetenzbereiche der Institutionen eine 
durchaus aufwendige Kommunikations- und Überzeu-
gungsarbeit. Indikatoren und Datenbestände lassen sich 
gegebenenfalls auch mit anderen Behörden und über Ex-
pertendiskurse und Gutachten erarbeiten.

Quelle: agl/prc 2015: 30
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Analysen zu Akteuren und Akteurskonstellationen helfen 
dabei, die Position unterschiedlicher Institutionen richtig 
einzuschätzen und wahrzunehmen. Die Bestimmung von 
Rollen und Kompetenzen, die Identifikation von strategi-
schen Partnern sowie die Festlegung und Realisierung von 
Maßnahmen lassen sich so in einer Roadmap zur Risikokom-
munikation beschreiben. 

Im Modellvorhaben der Raumordnung (MORO) „Regional-
entwicklung und Hochwasserschutz in Flussgebieten“ wur-
de ein Konzept zur Risikokommunikation im Rahmen der 
Hochwasservorsorge entwickelt und Teilaufgaben für die 
Regionalplanung formuliert (agl/PRC 2017). Dazu zählen 
unter anderem die Definition notwendiger Informations-
grundlagen für die Risikokommunikation, die Identifikation 
wichtiger Adressatengruppen der Regionalplanung für die 
Hochwasservorsorge sowie die Entscheidung über die Art 
der Zusammenarbeit, die Informations- und Dialogformate 
(vgl. Abb. 2). Darüber hinaus wurden die Aufgabenfelder der 
Risikokommunikation in der Regionalplanung nach Adressa-
tengruppen aufgeschlüsselt.

Zentrale Voraussetzung bleibt das Informationsmanage-
ment: Es geht darum, wie der Informationsstand und mögli-
che Defizite geklärt, wie Grundlagendaten harmonisiert und 
aufbereitet, wie Informationen transparent und verständlich 
dargeboten werden. Für das Erstellen von Risikoprofilen in 
der Hochwasservorsorge sind konsensfähige Indikatorensys-
teme erforderlich, die insbesondere räumlich differenzierte 
Aussagen zu Hochwassergefahren (Frequenz und Gefahren-
intensitäten), zu Empfindlichkeiten von Schutzgütern und 
kritischen Infrastrukturen sowie deren Betroffenheit ermög-
lichen. Darüber hinaus muss sich ein Risikodialog auf vali-
de Informationen zur Festlegung von Schutzzielen und zu 
Schutzdefiziten, zu Multirisiken oder alternativen räumlichen 
Entwicklungsszenarien beziehen können. Bei der Kommuni-
kation zu Handlungserfordernissen und Handlungsoptionen 
geht es unter anderem darum, Aufgaben und Maßnahmen 
zu priorisieren wie auch Vereinbarungen zur Risikotoleranz, 
also zur Zumutbarkeit von Risiken, zu treffen.

Im gleichen Projekt sowie im MORO „Vorsorgendes Risiko-
management in der Regionalplanung“ (agl/prc 2015) er-
brachten die Recherchen gute Beispiele der Risikokommu-
nikation, die sich für die räumliche Planung in Deutschland 
nutzen ließen. Hierzu zählt der Praxiskoffer Risikodialog der 
Nationalen Plattform Naturgefahren in der Schweiz (PLANAT 
2015). Er richtet sich als „Werkzeugkiste“ für Risikokommuni-
kation zu Naturgefahren an öffentliche, halböffentliche und 
private Institutionen. Grundgedanke ist, dass die Informati-
onsarbeit der Gemeinden eine Schlüsselrolle in der Risiko-
kommunikation einnimmt, da diese den unmittelbaren Kon-
takt zu Betroffenen und Fachbehörden gewährleisten. Der 
Praxiskoffer gibt den Kommunen Hilfsmittel an die Hand, um 
eine adressatengerechte Information zu planen und umzu-
setzen. Er ist so aufgebaut, dass sich auch die Bevölkerung, 
Unternehmen und private Eigentümer über Naturgefahren 
und damit verbundene Risiken informieren können – gera-
de auch im Hinblick auf Möglichkeiten zur Eigenvorsorge 
(PLANAT 2015: 5). Der Werkzeugkoffer bietet unterschiedli-
che Hilfsmittel, darunter Checklisten, Praxisbeispiele, Emp-
fehlungen für die Medienarbeit sowie Visualisierungen und 
Übersetzungshilfen für Fachinformationen.

Weitere Beispiele sind das London Resilience Forum und das 
London Risk Register. Das bereits 2002 ins Leben gerufene 
London Resilience Forum ist eine Kommunikationsplattform 
für die rund 170 Institutionen und Organisationen der Lon-
don Resilience Partnership, die sich im Katastrophenschutz 
engagieren. Gemeinsam wollen die beteiligten Akteure die 
Stadt auf mögliche Notfälle vorbereiten. Dabei koordiniert 
das Forum die Abstimmung von Zielen und die Aktivitä-
ten der beteiligten Institutionen. Das London Risk Register 
(London Resilience Partnership 2015) stellt eine Grundlage 
für die Arbeit des London Resilience Forum dar. Das Kataster 
gibt Auskunft über unterschiedliche Risiken und ermittelt 
eine Einschätzung zu Wahrscheinlichkeit und Schadensaus-
maß. Das Kataster enthält außerdem Angaben zu Kontroll-
mechanismen, zum Zeitpunkt des letzten Schadenseintritts 
sowie eine Prognose für das nächste Ereignis. Es verbessert 
damit behörden- und institutionenübergreifende Strategien 
zur Vermeidung, Anpassung und Bewältigung. Gleichzeitig 
liefert es wichtige Hinweise für Unternehmen, die eigene 
Notfallpläne erarbeiten.

Risikokommunikation im Planungsalltag bewältigen
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2
Adressatengruppen für die Raumordnung in der Hochwasservorsorge und Kommunikationsformate

Quelle: agl/prc 2017: 243 
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n
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n
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Differenzierung nach 
Zielgruppen

Art der Zusammenarbeit
n	

	

n

Behördlicher Austausch
in bereits bestehenden 
Arbeitsstrukturen
Ggf. Bildung neuer  
Arbeitsstrukturen

n

	

	

n

Behördlicher Austausch 
in bereits bestehenden 
Arbeitsstrukturen
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Dass die Kommunikation über Risiken jedoch auch ganz 
eigene Risiken birgt, zeigt unter anderem die Diskussion 
zu Veröffentlichung kommunaler Starkregenkarten. Gerade 
von behördlicher Seite wird befürchtet, dass es einerseits 
zur Fehlinterpretation kommt, andererseits der Datenschutz 
nicht gewährleistet werden kann, wenn gebäudescharfe 
und damit personenbezogene Daten ohne Zustimmung der 
Eigentümer veröffentlicht werden sollen. Im Gegensatz zu 
den Hochwassergefahren (§ 79 WHG) ist nicht geregelt, dass 
eine Veröffentlichung erfolgen muss. Um dem Umweltinfor-
mationsgesetz Rechnung zu tragen (§ 10 Unterrichtung der 
Öffentlichkeit) gehen einige Kommunen dazu über, Eigen-
tümern Einsicht in die Karten zu gewähren, diese ansonsten 

Risikokommunikation birgt ganz eigene Risiken

aber nur für den internen Gebrauch zu nutzen. Andere Kom-
munen dagegen veröffentlichen Gefahren- und Risikokar-
ten: Möglichkeiten zur Eigenvorsorge sowie die politischen 
Auswirkungen im Schadensfall bei unterlassener Informati-
on sind für sie relevante Argumente (IKT 2018).

Natürlich geht es nicht nur um Fehlinterpretation und Da-
tenschutz, sondern auch um die reale Gefahr von Wertver-
lusten bei betroffenen Immobilien. Das Phänomen des „de-
ferred investment“ (de Wet 2001 in Greiving et al. 2018: 199) 
bezeichnet eine Entwicklung im Sinne einer Abwärtsspirale 
für betroffene Siedlungsbestände nach Bekanntwerden  
einer Gefährdungssituation.

In der räumlichen Planung fehlen oftmals die notwendigen 
Informationsgrundlagen, um Risiken und die Handlungs-
optionen zur Minimierung derselben zu verstehen. Risiken 
dürfen dabei nicht nur unter dem Aspekt der Gefährdung 
und der Gefahrenabwehr betrachtet werden. Vielmehr müs-
sen die Schutzgüter und damit das Schadensausmaß in 
den Fokus rücken. Schließlich ist es vordringliches Ziel der 
Raumplanung, die Resilienz der Schutzgüter vorsorgend zu 
stärken. Risikokommunikation muss somit sowohl an der 
Gefährdung als auch an dem Schutz wichtiger Raumnut-
zungen und -funktionen und natürlich insbesondere des 
Menschen und seiner Gesundheit ansetzen. Hinsichtlich der 
Beleuchtung von und Kommunikation zu den beiden Seiten 
von Risiken besteht erheblicher Nachholbedarf.

Ein weiteres vordringliches Handlungsfeld in der Risiko-
kommunikation ist sicherlich die adressatengerechte Auf-
bereitung von Informationen zu Risiken. Die für Laien oft 
unverständliche „Behördensprache“, aber auch die für Stadt- 
und Raumplaner oft schwer zugänglichen Konzepte der 
unterschiedlichen Fachdisziplinen stellen in Planungs- und 
Risikomanagementprozessen ein weites Feld für Kommuni-
kationsstörungen dar, die sich negativ auf den Prozess der 
Risikovorsorge auswirken können. 

Eine wichtige Voraussetzung, um Komplexität im Bereich der 
Risikovorsorge zu bewältigen, ist der fachliche Diskurs zwi-
schen den Disziplinen zu Fragen der Natur- und Technikrisi-

Für die Risikokommunikation gilt:  
Kompetenzen, Strukturen, Schnittstellen ausbauen

ken oder gar zu Multirisiken. Mehrere Modellvorhaben der 
Raumordnung im Kontext von Risikovorsorge, Hochwasser-
schutz und Siedlungsrückzug sind positive Beispiele dafür, 
wie es gelingen kann, den Diskurs zwischen verschiedenen 
Fachdisziplinen zu fördern.

Risikokontroversen in der räumlichen Planung werden viel-
fach als Akzeptanzprobleme wahrgenommen (Steffensen et 
al. 2009: 59). Abgesehen von wenigen Dialogen zu Großvor-
haben oder Technikfolgen im Allgemeinen steht eine sys-
tematisch geführte politische und öffentliche Auseinander-
setzung zu Risikotoleranz noch aus. Zumutbarkeitsgrenzen 
werden allenfalls von Fachbehörden definiert – beispielswei-
se in Form von Schutzzielen in der wasserwirtschaftlichen 
Hochwasservorsorge. Dazu gehört ein gesellschaftlicher 
Dialog darüber, welches Schutzniveau in Bezug auf die un-
terschiedlichen Gefahren bzw. Risiken anzustreben ist, wel-
che Kosten damit verbunden sein können, welches Maß an 
staatlicher Vorsorge und welche Eigenvorsorge erforderlich 
wird. 

Risikokommunikation in der räumlichen Planung ist in vielen 
Bereichen Alltagshandeln. Mit zunehmender Komplexität 
von Risiken und der Risikobewältigung entwickelt sich Risi-
kokommunikation zu einer vordringlichen Aufgabe, die sich 
nicht mehr „en passant“ erledigen lässt. Hier braucht es eine 
Professionalisierung – im politischen Raum aber auch und 
gerade bei Planern. 
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